
 

  

S 29 VS 202/95

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 29 VS 202/95
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2. Instanz

Aktenzeichen L 15 VS 22/03
Datum 13.09.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
16.02.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung einer Chronisch Lymphatischen
LeukÃ¤mie (CLL) als Folge einer WehrdienstbeschÃ¤digung (WDB) und die
GewÃ¤hrung eines Ausgleichs nach dem Soldatenversorgungsgesetz (SVG) i.V.m.
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) streitig.

Der 1941 geborene und am 07.06.1996 verstorbene Ehemann der KlÃ¤gerin
(nachfolgend Antragsteller genannt) war vom 01.07.1963 bis zu seiner Entlassung
am 30.09.1992 als Berufssoldat bei der Bundeswehr tÃ¤tig. Der Antragsteller
absolvierte sowohl seine Grundausbildung als auch seine Ausbildung zum
Flugsicherungs-Radarmechaniker-Meister in P. und war dort auch bis 16.07.1969 bei
der Flugbetriebsstaffel FFS "A", anschlieÃ�end bis zu seiner Entlassung aus der
Bundeswehr am 01.10.1992 in der selben Funktion bei der Flugbetriebsstaffel JG 74
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"M" in N. beschÃ¤ftigt.

Am 07.01.1992 beantragte der Antragsteller erstmals bei der Beklagten die
Anerkennung einer CLL als WDB-Folge. Diese im Dezember 1983 aufgetretene
Erkrankung fÃ¼hrte er auf seine langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit als Radarmechaniker
(1964 bis 1982) und den Einfluss hochfrequenter Strahlung zurÃ¼ck.

Die Ermittlungen der Beklagten ergaben, dass der Antragsteller ab 1964 18 Jahre
lang Belastungen durch Radarstrahlung ausgesetzt und dabei bis 1969 in P. in einer
Holzbaracke ca. 20 Meter von der Radaranlage CPN 4 entfernt untergebracht
gewesen war. Ab 1969 hat sich sein Arbeitsbereich in N. wieder in der NÃ¤he von
mehreren Radaranlagen (FPN 36 und ASR B1) befunden. An diesen GerÃ¤ten
musste tÃ¤glich in ganz geringem Abstand gearbeitet werden, teilweise auch
wÃ¤hrend sie in Betrieb waren.

Auf Veranlassung des SanitÃ¤tsamts der Bundeswehr wurde zur Frage des
ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der TÃ¤tigkeit des Antragstellers an
Radaranlagen und der CLL ein hÃ¤matologisch-onkologisches Gutachten nach
Aktenlage von Prof.Dr.A. (UniversitÃ¤t Regensburg) vom 08.12.1993 eingeholt.
Dieser SachverstÃ¤ndige verneinte, dass elektromagnetische Strahlung als
wahrscheinlicher Risikofaktor fÃ¼r die Entstehung einer CLL anzusehen sei. Die
diesbezÃ¼gliche Wahrscheinlichkeit sei deutlich geringer als bei ionisierenden
Strahlen.

Dieser Auffassung schloss sich das SanitÃ¤tsamt der Bundeswehr/Oberstarzt Dr.J.
am 21.01.1994 an. Letzterer schlug als Leidensbezeichnung fÃ¼r die
NichtschÃ¤digungsfolge vor: "Lymphatische Systemerkrankung (Non-Hodgkin-
Lymphom)". Daraufhin erlieÃ� die Beklagte am 05.05.1994 den
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid, mit dem ein Anspruch des Antragstellers auf
Ausgleich nach Â§ 85 Abs.1 i.V.m. Â§ 81 Abs.6 S.1 SVG abgelehnt wurde. In der
medizinischen Wissenschaft bestehe Ungewissheit Ã¼ber die Ursache des beim
Antragsteller vorliegenden Non-Hodgkin-Lymphoms. Diese GesundheitsstÃ¶rung
kÃ¶nne jedoch nicht im Rahmen einer "Kann-Versorgung" als WDB-Folge anerkannt
werden, da die Voraussetzungen nicht vorlÃ¤gen.

Gegen diesen Bescheid erhob der Antragsteller Widerspruch und kritisierte, dass die
im Bescheid enthaltene Diagnose falsch sei. Es bestehe inzwischen
Ã�bereinstimmung seitens der behandelnden Ã�rzte, dass er an LeukÃ¤mie
erkrankt sei. Im Ã�brigen gehe aus einem Gutachten von Prof.Dr.K. von der
UniversitÃ¤t der Bundeswehr in M. hervor, dass biologische Systeme durch
Mikrowellenstrahlungen bzw. Radarstrahlen durchaus negativ beeinflusst wÃ¼rden.
Dies sei auch in einer Monitorsendung der ARD vom 18.09.1990 bestÃ¤tigt worden.

Eine von der Beklagten eingeholte Auskunft der Flugbetriebsstaffel,
Jagdgeschwader 74 "M." in N. vom 02.06.1995 ergab, dass der Antragsteller Ã¼ber
Jahre hinweg dort tÃ¤glich zwei bis drei Stunden sowohl an den offenen laufenden
Sendeendstufen als auch im Antennenbereich verbracht habe. In seinen
medizinischen Stellungnahmen vom 30.11.1994 und 04.05.1995 stimmte Dr.J. dem
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KlÃ¤ger darin zu, dass sein Leiden als CLL bezeichnet werden mÃ¼sse. Davon
ausgehend sei zu prÃ¼fen, ob die durch die Sendeendstufen abgegebene
RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung fÃ¼r die Entstehung der CLL bedeutsam gewesen seien.
Diese Strahlung sei grundsÃ¤tzlich geeignet, bÃ¶sartige Tumoren bei Menschen
auszulÃ¶sen. Im Rahmen einer "Kann-Versorgung" nach Nr.121 Abs.6 der
Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz (AP) 1983 mÃ¼sste
fÃ¼r die Entstehung einer LeukÃ¤mie eine Strahlenbelastung nachgewiesen
werden, die zumindest dem fÃ¼r beruflich Strahlenexponierte geltenden Grenzwert
von 5 R/Jahr (GanzkÃ¶rperbestrahlung) nahekomme. Der Antragsteller habe seine
TÃ¤tigkeit in den Jahren 1964 bis 1982 ausgeÃ¼bt, als das Wissen Ã¼ber die
Emission der StÃ¶rstrahlung durch Sendebaugruppen bis 1978 unzureichend
gewesen sei. Erst um 1980 â�� durch Informationen aus dem Bereich des US-
MilitÃ¤rs â�� seien gezielt Strahlenmessungen durchgefÃ¼hrt worden. Es hÃ¤tten
sich folgende Dosen bei offenen Abschirmungen ergeben: Klystrone: Spitzenwert 4
mR/h, Durchschnittswert 0,9 mR/h Thyratrone: Spitzenwert 40 mR/h,
Durchschnittswert 6,6 mR/h Magnetrone wahrscheinlich wie Klystrone. Ausgehend
vom Thyratron und vom Grenzwert von 5 R/Jahr hÃ¤tte der Antragsteller bei
BerÃ¼cksichtigung der Maximaldosis 125 Stunden, bei BerÃ¼cksichtigung des
Durchschnittswerts 758 Stunden pro Jahr unmittelbar neben oder Ã¼ber den
offenen Sendebaugruppen der laufenden RadargerÃ¤te arbeiten mÃ¼ssen. Eine
derart intensive Exposition lasse sich nicht belegen. Es sei auch noch darauf
hinzuweisen, dass einigen Untersuchungen zufolge nach Strahlenexposition alle
Typen von LeukÃ¤mien vermehrt beobachtet wurden mit Ausnahme der CLL, die
beim Antragsteller vorliege. Die Anhaltspunkte enthielten diese EinschrÃ¤nkung
jedoch nicht.

Daraufhin erging am 08.11.1995 ein entsprechender den Widerspruch des
Antragstellers zurÃ¼ckweisender Widerspruchsbescheid.

Mit Schriftsatz vom 27.11.1995 hat der Antragsteller Klage zum Sozialgericht
MÃ¼nchen erhoben, die die KlÃ¤gerin nach dessen Tod als seine
Rechtsnachfolgerin mit Schriftsatz vom 21.07.1996 begrÃ¼ndet hat. Sie hat
weiterhin die Anerkennung der CLL als WDB-Folge begehrt sowie die Zahlung eines
Ausgleichs, vor allem weil der Antragsteller 18 Jahre lang im unmittelbaren
Strahlungsbereich der Radaranlagen ASR B1 mit Sendespitzenleistungen von 500
kW/Radaranlage und an der FPN 36 mit Sendespitzenleistungen von 150 kW
gearbeitet habe. Er sei auÃ�erdem Ã¼ber Jahre hinweg tÃ¤glich zwei bis drei
Stunden zusÃ¤tzlich einer sehr hohen Dosis von RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlungen
ausgesetzt gewesen.

Das Sozialgericht hat Ã¤rztliche Befunde vom Institut fÃ¼r Wehrmedizinalstatistik
und Berichtswesen sowie von den behandelnden Ã�rzten Dres.B. (Internist und
Radiologe) und B. beigezogen und den Freistaat Bayern zum Verfahren beigeladen.

Aufgrund von BeweisbeschlÃ¼ssen des Sozialgerichts hat die Beklagte durch Dr.J.
Auskunft zu den am 04.05.1995 angegebenen Messwerten bezÃ¼glich
StÃ¶rstrahlungen gegeben.
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Im MÃ¤rz 1999 hat die KlÃ¤gerin zwÃ¶lf ehemalige Arbeitskollegen ihres Mannes
benannt, die anschlieÃ�end vom Gericht schriftlich darÃ¼ber befragt worden sind,
zu welchen Zeiten und wo sie mit dem Antragsteller zusammengearbeitet haben. In
diesem Zusammenhang hat der frÃ¼here Radartechniker H. F. einen
einschlÃ¤gigen Schriftwechsel mit dem Verwaltungsgericht S. , ein Schreiben des
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestags vom August 1994 hinsichtlich eines
positiven Urteils des Sozialgerichts Staade sowie eine Stellungnahme des
SanitÃ¤tsamts der Bundeswehr vom August 1998 mit einem positiven Vorschlag
einer BeschÃ¤digtenversorgung fÃ¼r den Radartechniker P. R. im Rahmen der Kann-
Versorgung Ã¼bermittelt.

Mit Schriftsatz vom 08.02.2000 hat die KlÃ¤gerin auf das Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 28.07.1999 Bezug genommen, das bei einem Radartechniker eine
Hodenkrebserkrankung als WDB-Folge bejaht hatte. Es ist auch angeregt worden, P.
R. als Zeugen zu vernehmen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 16.02.2000 hat das Sozialgericht den
Zeugen W. vernommen und mit Urteil vom selben Tag die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, dass nach gegenwÃ¤rtigem
medizinisch wissenschaftlichem Kenntnisstand elektromagnetische Strahlen nicht
geeignet seien, die beim Antragsteller entstandene maligne Erkrankung
hervorzurufen. Als schÃ¤digende Ursache komme nur die ionisierende Strahlung in
Form von RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung der Sendeendstufen in Betracht. Nach Â§ 81
Abs.1 SVG mÃ¼sse jedoch das schÃ¤digende Ereignis voll bewiesen sein; d.h. es
mÃ¼ssten die in den AP 1996 Nr.143 Buchst.a Abs.1 genannten Voraussetzungen
einer SchÃ¤digung durch Strahlen feststehen. Eine Beweiserleichterung im Sinne
von Â§ 15 KOV-VfG komme nicht in Betracht, da relevante Ã�uÃ�erungen des
Verstorbenen zu seiner TÃ¤tigkeit nicht vorlÃ¤gen. Daher habe nicht ausreichend
nachgewiesen werden kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤ger in erheblichem MaÃ� von
ionisierenden Strahlen getroffen worden sei. Weder die Dienstvorgesetzten des
Antragstellers noch seine Arbeitskollegen hÃ¤tten die entscheidenden Fragen
beantworten kÃ¶nnen. Auch Ã¼ber eine Kann-Versorgung kÃ¶nne unter diesen
Voraussetzungen nicht positiv entschieden werden (AP 1996 Nr.122 Abs.6, Nr.142
Abs.4).

Gegen dieses Urteil hat die KlÃ¤gerin mit Schriftsatz vom 21.04.2000 Berufung
beim Bayerisches Landessozialgericht eingelegt und beantragt, die Beklagte zu
verurteilen, als Folgen einer WDB die GesundheitsstÃ¶rungen CLL u.a.
anzuerkennen und hierfÃ¼r Ausgleich zu gewÃ¤hren, hilfsweise diese
GesundheitsstÃ¶rungen im Wege der Kann-Versorgung anzuerkennen und zu
entschÃ¤digen. Das Sozialgericht habe zu Unrecht das Vorliegen eines
schÃ¤digenden Ereignisses verneint. Ursache, Art und AusmaÃ� der eingetretenen
GesundheitsschÃ¤digung mÃ¼ssten lediglich wahrscheinlich gemacht werden. Es
sei auch durch den Zeugen W. ausreichend nachgewiesen, dass der verstorbene
Ehemann der KlÃ¤gerin durch seine tÃ¤gliche Arbeit als Radarmechanikermeister in
schÃ¤digungsrelevantem MaÃ� von ionisierenden RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlen verletzt
worden sei. Ferner sei die wissenschaftliche Studie von Prof.Dr. D. beizuziehen,
deretwegen der Bundesverteidigungsminister Scharping im ZDF (Sendung vom
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13.01.2001) versprochen habe, AntrÃ¤ge von Radaropfern auf Anerkennung einer
WDB groÃ�zÃ¼giger zu behandeln. Nach Nrn.143 a und 122 Abs.6 der AP 1996
seien insbesondere bezÃ¼glich der LeukÃ¤mie die Voraussetzungen einer Kann-
Versorgung erfÃ¼llt.

Nach gerichtlichem Hinweis, dass in Ã�bereinstimmung mit der Auffassung der
KlÃ¤gerseite das schÃ¤digende Ereignis (wehrdienstbedingte Strahlenexposition)
grundsÃ¤tzlich als nachgewiesen angesehen werde, hat die Beklagte mit Schriftsatz
vom 11.04.2001 mitgeteilt, dass sie mit Nachdruck versuche, die Strahlenbelastung
des Antragstellers nach Art und Schwere aufzuklÃ¤ren. Es ist auÃ�erdem die Studie
von Prof.Dr. D. vorgelegt worden. Auf Seite 90 der Studie heiÃ�t es jedoch unter der
Ã�berschrift LeukÃ¤mien: "Die Verursachung durch ionisierende Strahlung ist im
Fall der CLL nicht belegt".

AnschlieÃ�end hat die Beklagte ein Gutachten der Strahlenmessstelle SÃ¼d der
Bundeswehr bei der WBV VI vom 02.05.2001 (Dipl.Physiker B.) Ã¼bersandt, dem
auch ein PrÃ¼fbericht derselben Strahlenmessstelle vom 17.06.1991 (Nr. 62/91)
bezÃ¼glich einer Messung der RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung und HF-Strahlung auf dem
Flugplatz N. beigefÃ¼gt war. Demnach lag beim Antragsteller keine Belastung
durch RÃ¶ntgenstÃ¶rstrahlung in HÃ¶he der von Dr.J. angefÃ¼hrten Dosis von 4 bis
5 R/Jahr bzw. 40 bis 50 mSv/Jahr vor.

Auf nochmalige gerichtliche Anfrage hat die Beklagte am 06.08.2001 mitgeteilt, ein
von Bundesminister Scharping eingesetzter Arbeitsstab unter Leitung von Dr.T. S.
habe am 21.06.2001 in einem abschlieÃ�enden Bericht festgestellt, dass in
EinzelfÃ¤llen in den 60er und 70er Jahren BundeswehrangehÃ¶rige durch
RÃ¶ntgenstrahlen von RadargerÃ¤ten gesundheitliche SchÃ¤den erlitten hÃ¤tten.
Mit Schriftsatz vom 03.09.2001 hat die Beklagte mitgeteilt, dass die oben genannte
Arbeitsgruppe den technischen Ã�berwachungsverein Hannover/Sachsen-Anhalt
eingeschaltet habe, um die ArbeitsplatzverhÃ¤ltnisse um das RadargerÃ¤t CPN 4,
an dem auch der Antragsteller tÃ¤tig war, noch nÃ¤her aufzuklÃ¤ren.

Am 23.05.2002 ist vom Bundesverteidigungsministerium (BMVg) ein Teilbericht der
Arbeitsgruppe bei der WBV Nord in M. zum RadargerÃ¤t CPN 4 Ã¼bersandt worden,
ferner ein Rundschreiben des Bundesministeriums fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung
(BMA) vom 13.05.2002 betreffend die AP. Dieses Rundschreiben hat sich mit der
gutachtlichen Beurteilung von bÃ¶sartigen Neubildungen nach Einwirkung
ionisierender Strahlen durch RadargerÃ¤te der Bundeswehr befasst und ist zum
Ergebnis gekommen, dass fÃ¼r folgende maligne Tumore eine Verursachung durch
ionisierende Strahlen nach derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen nicht in
Betracht komme: Chronisch-lymphatische LeukÃ¤mie, Hodgkin-Lymphom
(Lymphogranulomatose), malignes Melanom, Hodentumoren.

Im Hinblick auf dieses Rundschreiben und einen Erlass des BMVg vom 04.06.2002
ist die zunÃ¤chst geplante Ã�berprÃ¼fung des Falles von der Beklagten fÃ¼r nicht
mehr erforderlich gehalten worden.

Die Beklagte hat den Senat dann mit Faxschreiben vom 01.07. 2002 darÃ¼ber
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informiert, dass das BMVg einer Empfehlung des Verteidigungsausschusses des
Deutschen Bundestags vom 12.06. 2002 folgen wolle und eine unabhÃ¤ngige
Expertenkommission einsetzen werde, die zur Radarstrahlenproblematik einen
Bericht vorlegen solle.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat sich mit Schriftsatz vom 05.07.2002
kritisch zum Teilbericht vom 13.05.2002 und zum BMA-Rundschreiben, das in
Widerspruch zu den AP 1996 stehe, geÃ¤ussert. Ferner hat er beantragt, P. R. als
sachverstÃ¤ndigen Zeugen im bevorstehenden ErÃ¶rterungstermin zu hÃ¶ren.

Nach DurchfÃ¼hrung eines ErÃ¶rterungstermins am 09.07.2002 hat der Senat auf
Anregung der KlÃ¤gerin den BMA um nÃ¤here AuskÃ¼nfte darÃ¼ber gebeten,
aufgrund welcher neueren Erkenntnisse im Rundschreiben vom 13.05.2002 in
Abweichung zu den Nrn.122, 142 und 143a der AP eine Verursachung von
Hodentumoren und der CLL durch ionisierende Strahlung verneint wurde. Mit
Schreiben vom 09.09.2002 sind die Fragen von Medizinaldirektor Dr.R. dahingehend
beantwortet worden, dass das Rundschreiben das Ergebnis einer AnhÃ¶rung von
speziell erfahrenden SachverstÃ¤ndigen sei. Die Aussage sei aufgrund einer breiten
Datenbasis erfolgt. Die KlÃ¤gerin hat die Stellungnahme des BMA als nicht
ausreichend angesehen und mit Schriftsatz vom 10.02.2003 eine wissenschaftliche
Ausarbeitung der American Society of Hematology vorgelegt, die erstmals im
vergangenen Jahr nachgewiesen habe, dass genetische VerÃ¤nderungen die CLL
beeinflussen kÃ¶nnten. Auf diese Studie habe sie Prof.Dr.M. aus I. hingewiesen, der
den Antragsteller bis zu seinem Tod als HÃ¤matologe behandelt habe.
Entsprechend der Anregung der KlÃ¤gerin hat der Senat diesen Aufsatz der
Beklagten Ã¼bersandt und anheim gestellt, ihn der fÃ¼r die Radarproblematik
eingesetzten Expertenkommission zuzuleiten. Laut Mitteilung der Beklagten vom
06.03.2003 ist der Aufsatz Ã¼ber das BMVg dem Bundesparlament zugeleitet
worden.

Aufgrund Ã¼bereinstimmender AntrÃ¤ge der Beteiligten ist im Hinblick auf den
abzuwartenden Bericht der Radarkommission mit Beschluss vom 19.03.2003 das
Ruhen des Verfahrens angeordnet worden.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin ist das Verfahren im November 2003 wieder
aufgenommen worden. Sie hat auf den inzwischen vorliegenden Bericht der
Expertenkommission vom 02.07.2003 Bezug genommen und festgestellt, dass zwar
auch darin die CLL von den Krebserkrankungen, die infolge ionisierender Strahlung
entstehen kÃ¶nnen, grundsÃ¤tzlich ausgenommen werde. Es mÃ¼sse jedoch
entsprechend Seite 108 des Berichts geprÃ¼ft werden, ob beim Antragsteller statt
einer CLL ein Non-Hodgkin-Lymphom vorgelegen habe. Dieses sei am 27.01.1984
im vorlÃ¤ufigen Entlassungsbericht des Bundeswehrkrankenhauses in M. und
spÃ¤ter auch von Prof.Dr.D. in seinem Befundbericht vom 27.01.1986 diagnostiziert
worden. Derselben Auffassung sei 8 1/2 Jahre spÃ¤ter die Medizinische Klinik I des
Klinikums I. gewesen, wo der Antragsteller vom 13.06. bis 19.06.1994 stationÃ¤r
behandelt worden sei.

Hierzu hat die Beklagte mit Schriftsatz vom 01.12.2003 unter Ã�bersendung des
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Berichts der Expertenkommission (Radarkommission) Stellung genommen und
mitgeteilt, die zunÃ¤chst gestellte Diagnose "Non-Hodgkin-Lymphom" sei im Jahr
1987 von der Medizinischen Klinik Innenstadt der UniversitÃ¤t M. eindeutig
bezÃ¼glich einer CLL revidiert worden. Eine Anerkennung der CLL sei auch
aufgrund des neuen Berichts der Radarkommission vom 02.07.2003 nicht mÃ¶glich,
weil diese Tumorerkrankung als einzige nicht als "qualifizierend" angesehen werde,
d.h. nicht mit dem Risiko der Entstehung/AuslÃ¶sung durch RÃ¶ntgenstrahlung
behaftet sei. Im Ã�brigen habe das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale
Sicherung (BMGS) im Einvernehmen mit dem BMVg das Rundschreiben des BMA
vom 13.05.2002 mit Rundschreiben vom 24.10.2003 aufgehoben, da die konkrete
Strahlendosis im Einzelfall nicht mehr ermittelbar sei und das BMVg â�� soweit die
von der Radarkommission aufgestellten Voraussetzungen vorlÃ¤gen â�� die
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen
Strahlenexposition und bÃ¶sartiger Erkrankung unterstelle. Die Frage einer Kann-
Versorgung stelle sich deshalb in diesen FÃ¤llen nicht.

Der Beigeladene hat sich im Ergebnis wie die Beklagte geÃ¤uÃ�ert. In einer
versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 30.01. 2004 hat Dr.S. ausgefÃ¼hrt, zur
Gruppe der Non-Hodgkin-Lymphome zÃ¤hle sowohl die CLL als auch das anfangs
beim Antragsteller diagnostizierte centroplastisch-centrozytische Lymphom. Die
Korrektur der Diagnose zugunsten einer CLL sei Ausdruck der verbesserten
diagnostischen MÃ¶glichkeiten gewesen. Nur die CLL gelte als nicht radiogen.

Zur KlÃ¤rung der Diagnose hat der Senat Oberarzt Prof.Dr.H. von der Medizinischen
Klinik II, Klinikum G. in M. , zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. Dieser hat am
29.03.2004 ein Gutachten nach Aktenlage vorgelegt und festgestellt, es sei nach
den vorliegenden Unterlagen sicher, dass der Antragsteller an einer CLL erkrankt
gewesen sei. Ein centroplastisch-centrozytisches Non-Hodgkin-Lymphom sei zu
keinem Zeitpunkt aus dem Krankheitsverlauf und den hÃ¤matologischen Befunden
zu entnehmen.

Mit Schriftsatz vom 12.08.2004 hat die KlÃ¤gerin eine Stellungnahme des Prof.Dr.M.
vom 05.08.2004 Ã¼bermittelt, der ausfÃ¼hrte, es habe an der Diagnose einer CLL
zu keiner Zeit Zweifel gegeben. Fraglich sei vielmehr, ob es bekannte genetische
Grundlagen fÃ¼r die CLL gebe und ob mÃ¶glicherweise hoch energetische
Strahlung Ã¼ber die SchÃ¤digung des Genoms die CLL (mit-)bedingt habe.

Prof.H. hat zu dieser Problematik am 14.09.2004 ergÃ¤nzend Stellung genommen
und bestÃ¤tigt, dass sich verschiedene Arbeits- und Studiengruppen mit
zytogenetischen VerÃ¤nderungen bei der CLL befassen. Es kÃ¶nne allerdings
gegenwÃ¤rtig nur festgestellt werden, dass bei der CLL verschiedene
zytogenetische VerÃ¤nderungen nachweisbar seien, die fÃ¼r diese Erkrankung
typisch und fÃ¼r die Prognose des Verlaufs wichtig seien. Diese seien aber auch bei
einer Vielzahl von Patienten mit CLL aufgetreten, die keiner Strahlenexposition
ausgesetzt gewesen seien. Im Ã�brigen bestehe weiterhin die herrschende
Meinung, dass im Gegensatz zu anderen LeukÃ¤miearten die CLL nicht auf eine
Strahlenexposition rÃ¼ckfÃ¼hrbar sei.
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Auf gerichtliche Anfrage hat der Beigeladene am 29.11.2004 aufgrund einer
Stellungnahme von Dr.H. , die selbst Mitglied im Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirat beim BMGS ist, mitgeteilt, es sei nicht bekannt, dass der
SachverstÃ¤ndigenbeirat einen Ersatz fÃ¼r sein Rundschreiben vom 13.05.2002 zur
Anerkennung von StrahlenschÃ¤den schaffen werde. Eine diesbezÃ¼gliche
gerichtliche Anfrage beim BMGS ist vom Leiter des Referats 435, Dr.L. , am
26.01.2005 beantwortet worden. Das Rundschreiben vom 13.05.2002 sei nicht aus
versorgungsmedizinisch gutachterlichen GrÃ¼nden aufgehoben worden, sondern
wegen der im Aufhebungsrundschreiben vom 20.10. 2003 dargestellten zentralen
ZustÃ¤ndigkeit der Bundeswehrverwaltung fÃ¼r die KausalitÃ¤tsbeurteilung. Diese
ZustÃ¤ndigkeitsregelung beziehe sich auch auf alle Fachfragen zu Einzelkriterien
der KausalitÃ¤t wie z.B. Strahlenart, Strahlendosis, Lebensalter bei Exposition, Art
und Lokalisation der Malignome und Latenzzeit. Es sei jedoch ganz allgemein
festzustellen, dass die durch die Radarkommission und den Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirat erfolgte medizinische Bewertung der CLL als nicht
radiogen noch richtig sei.

Die Beklagte hat am 10.10.2004 eine versorgungsmedizinische Stellungnahme des
Dr.J. vom 02.12.2004 Ã¼bersandt: Sofern man entsprechend den Empfehlungen der
Radarkommssion auch beim Antragsteller wenigstens bis 1975 pauschal eine
hinreichende RÃ¶ntgenstrahlenbelastung aufgrund unzureichender Datenlage
unterstelle, komme fÃ¼r bestimmte maligne Erkrankungen des blutbildenden
Systems (d.h. fÃ¼r die akute LeukÃ¤mie, myelodysplastische Syndrome, chronische
myeloische LeukÃ¤mien) unter den in AP Nr.122 Abs.6a definierten zeitlichen und
qualitativen Voraussetzungen eine Anerkennung in Betracht. Formal seien diese
Kriterien beim Antragsteller zwar erfÃ¼llt. Dem stehe jedoch die Art seines Leidens
entgegen; gemÃ¤Ã� derzeit gÃ¼ltiger medizinisch-wissenschaftlicher Lehrmeinung,
der auch die AP ohne BerÃ¼cksichtigung anderslautender Einzelmeinungen (z.B.
Stellungnahme Prof.Dr.M.) verpflichtet seien (AP Nr.38 Abs.2), bestehe kein
kausaler Zusammenhang zwischen ionisierenden Strahlen und der Entstehung einer
CLL. Die AusfÃ¼hrungen in den AP Nr.122 widersprÃ¤chen diesem Ausschluss der
CLL als qualifizierende Krankheit nicht. Sie seien vielmehr auf die CLL von
vornherein nicht anwendbar, da bezÃ¼glich deren StrahlenÃ¤tiologie keine
"Ungewissheit" bestehe (Abs.6 Abschnitt 3). Somit mÃ¼sse auch unter
Zugrundelegung ausschlieÃ�lich der AP an der bisherigen Ablehnung des Leidens
von Herrn B. als SchÃ¤digungsfolge festgehalten werden.

Nach gerichtlichem Hinweis, dass die Auffassungen von Dr.J. und Prof.Dr.H.
zutreffend erschienen, hat der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin am 20.04.2005
mitgeteilt, er bleibe dabei, dass die Ã�tiologie der CLL im Hinblick auf die von
Prof.Dr.M. vorgetragenen Argumente ungeklÃ¤rt sei und eine Kann-Versorgung
eintreten mÃ¼sse; auch bestehe die KlÃ¤gerin darauf, die angekÃ¼ndigte
Stellungnahme des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats abzuwarten. SchlieÃ�lich
sei nicht klar, weshalb zwischen 1985 und 1987 wiederholt die Diagnose eines
bestehenden Morbus Hodgkin gestellt worden sei. Es werde beantragt, die
erstbehandelnden Ã�rzte Prof.Dr.D. und Dr.H. als sachverstÃ¤ndige Zeugen zu
vernehmen.
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Mit gerichtlichem Schreiben vom 28.04.2005 ist der KlÃ¤gerin mitgeteilt worden,
dem Antwortschreiben des Dr.L. vom 26.01.2005 sei zu entnehmen, dass keine
weiteren AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigenbeirats erfolgen wÃ¼rden. Im
Ã�brigen werde es derzeit als nicht notwendig erachtet, die genannten
sachverstÃ¤ndigen Zeugen zu vernehmen, da Dr.N. als Nachfolger von Prof.D.
zunÃ¤chst dessen Diagnose (Non-Hodgkin-Lymphom) Ã¼bernommen habe, sich
aber nach dem Schreiben des HÃ¤matologen Prof.Dr. T. vom 28.09.1987 sofort
dessen Diagnose (CLL) angeschlossen habe. Hinzu komme, dass bereits seit
Dezember 1983 ein pathologisch-anatomisches Gutachten von Prof.Dr.W.
vorgelegen habe, der sich auch fÃ¼r eine CLL ausgesprochen habe.

Der Beigeladene hat noch ein versorgungsÃ¤rztliches Gutachten des Internisten Dr.
S. vom 13.06.2005 vorgelegt. Darin ist zur Frage einer mÃ¶glicherweise
strahlenbedingten Entstehung der CLL ausgefÃ¼hrt worden, dass die
Radarkommission im Juli 2003 in Ã�bereinstimmung mit den Bestimmungen in allen
anderen Staaten der Welt mit Ã¤hnlichen EntschÃ¤digungsgesetzen und in
Ã�bereinstimmung mit der derzeitigen wissenschaftlichen Lehrmeinung einzig und
alleine die CLL von einer derartigen KausalitÃ¤t ausgenommen habe. Prof.Dr.M.
habe dagegen im August 2004 argumentiert, dass vor drei Jahren auf einem
Jahrestreffen amerikanischer HÃ¤matologen Ã¼ber genetische VerÃ¤nderungen bei
der CLL berichtet worden sei. Diese Angaben seien einerseits zu ungenau, zum
anderen mÃ¼ssten diese Berichte (aus dem Jahr 2001) der Radarkommission
bereits bekannt gewesen sein. Die Feststellungen 1. Strahlenexposition kann zu
genetischen VerÃ¤nderungen fÃ¼hren, 2. bei der CLL kÃ¶nnen genetische
VerÃ¤nderungen gefunden werden, dÃ¼rften im Ã�brigen nicht dahingehend
unzulÃ¤ssig verknÃ¼pft werden, dass eine erhÃ¶hte Strahlenexposition auch zur
CLL fÃ¼hre. Diese Schlussfolgerung sei spekulativ und nachweislich falsch. Das
BMGS habe durch Dr.L. im Januar 2005 zum Ausdruck gebracht, dass die
medizinische Bewertung der CLL durch die Radarkommission auch aktuell noch
GÃ¼ltigkeit habe. Es werde in das Ermessen des Gerichts gestellt, dort oder beim
Vorsitzenden der Radarkommission nochmal nach neueren Erkenntnissen zu fragen.
Derartige Anfragen mÃ¼ssten jedoch durch aussagekrÃ¤ftige beigelegte
wissenschaftliche Studienergebnisse nachvollziehbar begrÃ¼ndet werden. Die
vorliegende kurze Stellungnahme von Prof. Dr.M. sei hierzu nicht geeignet.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 13.09.2005 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte
der KlÃ¤gerin ein weiteres Schreiben von Prof.Dr.M. vorgelegt, wonach bis heute
weder zweifelsfrei geklÃ¤rt sei, dass die CLL durch genetische VerÃ¤nderungen
hervorgerufen werde, noch, dass genetische VerÃ¤nderungen keinen Einfluss auf
die Entstehung der CLL hÃ¤tten. Es werde daher anheimgestellt, bei den befassten
Instituten verbliebenes Gewebe des Ehemannes der KlÃ¤gerin einer genetischen
Untersuchung zuzufÃ¼hren. Sollten sich dann die in der Literatur beschriebenen
genetischen VerÃ¤nderungen finden, halte er dies fÃ¼r ein gutes Indiz fÃ¼r den
geltend gemachten Kausalzusammenhang.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 16.02.2000 und des Bescheids vom 05.05.1994 in
der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 08.11.1995 zu verurteilen, die bei
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ihrem Ehemann aufgetretene GesundheitsstÃ¶rung CLL im Rahmen der "Kann-
Versorgung" als Folge einer WehrdienstbeschÃ¤digung anzuerkennen und von
Januar 1984 mit September 1992 Ausgleich zu gewÃ¤hren; hilfsweise: noch
vorhandenes Gewebematerial einer Untersuchung auf genetische VerÃ¤nderungen
zuzufÃ¼hren; weiter hilfsweise: weitere Ermittlungen durch Anfrage beim
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirat zu der Frage durchzufÃ¼hren, ob eine
StrahlensensibilitÃ¤t der CLL nach neuestem wissenschaftlichen Kenntnisstand nach
wie vor ausgeschlossen ist.

Die Beklagte und der Beigeladene beantragen, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen
das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 16.02.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten und des Beigeladenen sowie auf die Gerichtsakten erster und zweiter
Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist nach Â§ 88 Abs.7 SVG i.V.m. Â§ 143
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft. Sie ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§ 151
SGG) und damit zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Das angefochtene Urteil sowie die angefochtenen Bescheide der Beklagten und des
Beigeladenen sind nicht zu beanstanden.

Es ist nicht wahrscheinlich, dass die CLL, an der der Ehemann der KlÃ¤gerin
erkrankt war, durch schÃ¤digende VorgÃ¤nge wÃ¤hrend des Wehrdienstes
hervorgerufen worden ist. Auch die Voraussetzungen fÃ¼r eine Kann-Versorgung
nach Â§ 85 Abs.6 S.2 SVG liegen nicht vor, weil in der medizinischen Wissenschaft
keine Unklarheit Ã¼ber die Bedeutung radioaktiver Strahlung fÃ¼r das Entstehen
einer CLL besteht.

Nach Â§ 85 SVG erhÃ¤lt ein Soldat wegen der Folgen einer WDB wÃ¤hrend seiner
Dienstzeit einen Ausgleich in HÃ¶he der Grundrente und der
SchwerstbeschÃ¤digtenzulage nach Â§Â§ 30 Abs.1 und 31 des BVG. Nach Â§ 81
Abs.1 SVG ist unter einer WDB eine gesundheitliche SchÃ¤digung zu verstehen, die
durch eine Wehrdienstverrichtung, durch einen wÃ¤hrend der AusÃ¼bung des
Wehrdienstes erlittenen Unfall oder durch die dem Wehrdienst eigentÃ¼mlichen
VerhÃ¤ltnisse herbeigefÃ¼hrt worden ist. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des
BSG (Urteile vom 05.05. und 10.11.1993 â�� SozR 3-3200 Â§ 81 Nrn.8 und 9) ist in
den FÃ¤llen, in denen â�� wie hier â�� die Anerkennung einer nicht auf einem
Unfall beruhenden Krankheit als WDB-Folge begehrt wird, ein entsprechender
Anspruch nur dann zu bejahen, wenn die Krankheit entweder wie eine
Berufskrankheit zu entschÃ¤digen wÃ¤re oder die Voraussetzungen fÃ¼r eine Kann-
Versorgung vorliegen. Beides ist nicht der Fall.

Nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung kommen nach Nr.2402 der
Anlage zur Berufskrankheitenverordnung Erkrankungen durch ionisierende Strahlen
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als Berufskrankheiten in Betracht. Eine EntschÃ¤digung als Berufskrankheit setzt
aber voraus, dass die geltend gemachte Erkrankung mit Wahrscheinlichkeit "durch"
ionisierende Strahlen verursacht worden ist. Dies ist hier nicht der Fall. Nach
Meinung aller SachverstÃ¤ndigen ist CLL nicht radiogen. Auch Prof.Dr.M. spricht
insoweit nur von einer mÃ¶glichen, keinesfalls von einer wahrscheinlichen
Verursachung.

Die nach dem Auftrag der KlÃ¤gerin allein noch streitige Kann-Versorgung setzt
nach Â§ 81 Abs.6 SVG voraus, dass die grundsÃ¤tzlich erforderliche
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen WDB und
GesundheitsstÃ¶rung deshalb nicht gegeben ist, weil Ã¼ber die Ursache des
festgestellten Leidens in der medizinischen Wissenschaft Ungewissheit besteht. In
Nr.39 der AP sind die weiteren Voraussetzungen einer Kann-Versorgung geregelt.
Gem. Nr.39 Abs.7 der AP kommt fÃ¼r eine Reihe von Krankheiten, nach Nr.39 Abs.7
Ziff.11 der AP insbesondere auch fÃ¼r Neoplasien der HÃ¤matopoese und fÃ¼r
myelodysplastische Syndrome (AP Nr.122) eine Kann-Versorgung in Frage. In Nr.122
Abs.6 der AP 1996/2004 wird festgestellt, dass die Ã�tiologie der meisten malignen
Blutkrankheiten, insbesondere der LeukÃ¤mien, wissenschaftlich noch weitgehend
ungeklÃ¤rt sei. Wegen dieser Ungewissheit gelten die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Kann-Versorgung als erfÃ¼llt, wenn sich z.B. eine LeukÃ¤mie frÃ¼hestens zwei
Jahre und spÃ¤testens drei Jahrzehnte nach Einwirken ionisierender Strahlen
manifestiert, die nicht mit Wahrscheinlichkeit als Ursache angesehen werden, deren
Menge aber auch nicht so gering war, dass eine wesentliche Bedeutung nicht
diskutiert werden kann. Nach Nr.122 Abs.6 der AP wird eine Verursachung durch
radioaktive Strahlen bei akuten LeukÃ¤mien, myelodysplastischen Syndromen und
chronischen myeloischen LeukÃ¤mien als wahrscheinlich angesehen, wenn diese
Strahlen in einer Knochenmarkdosis von mindestens 0,2 Sv oder als Strahlen
radioaktiver Substanzen in vergleichbarer StÃ¤rke aufgetreten sind. FÃ¼r die CLL
kommt es allerdings hierauf nicht an, weil nach allgemeiner Auffassung und
herrschender medizinisch-wissenschaftlicher Lehrmeinung diese als einzige maligne
Tumorerkrankung nicht radiogen ist, d.h. nicht durch radioaktive Strahlung
hervorgerufen wird. Diese Erkenntnis wurde von der Radarkommission in ihrem
Bericht vom 02.07.2003 (Nr.9.3.1) und in der Studie von Prof.Dr.D. (Abschnitt V
Nr.2) bestÃ¤tigt. Die Feststellung, dass die CLL nicht durch radioaktive Strahlung
verursacht wird, enthÃ¤lt auch das Lehrbuch von SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin
(Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7.Auflage 2003, Nrn.14.3.1.2, 14.3.3, 20.4.2)
und das Handbuch der Arbeitsmedizin (Konietzko/Dupuis, 19. ErgÃ¤nzungslieferung,
IV-3.8.1, S.7). SchlieÃ�lich hat Dr.L. vom BMGS am 26.01.2005 fÃ¼r den Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirat, der fÃ¼r die Weiterentwicklung der AP verantwortlich ist,
bestÃ¤tigt, dass trotz Aufhebung des Rundschreibens vom 13.05.2002, in dem
insbesondere auch die CLL als nicht radiogen bezeichnet worden war, diese
Feststellung als weiterhin richtig angesehen wird. Wenn es auch zur Klarstellung im
Bereich des sozialen EntschÃ¤digungsrechts wÃ¼nschenswert wÃ¤re, dass der
SachverstÃ¤ndigenbeirat erneut einen die AP insoweit ergÃ¤nzenden Beschluss
fasste, ist der Senat mit der Beklagten und dem Beigeladenen der Auffassung, dass
aus oben genannten GrÃ¼nden keine Ungewissheit in der medizinischen
Wissenschaft darÃ¼ber besteht, ob die beim Antragsteller aufgetretene CLL durch
wehrdienstbedingte Einwirkung radioaktiver Strahlung verursacht worden sein
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kann.

Eine derartige Ungewissheit bezÃ¼glich der Ã�tiologie der CLL ist auch nicht
dadurch eingetreten, dass Prof.Dr.M. die These- CLL durch radioaktive Strahlung
aufgrund genetischer VerÃ¤nderungen in Betracht gezogen. Zu dieser Frage
Ã¤uÃ�erte sich der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.H. in seiner
Stellungnahme vom 14.09.2004 dahingehend Ã¼berzeugend, dass bisher keine
VerÃ¶ffentlichungen existieren, die genetische VerÃ¤nderungen durch
Strahlenexposition bei CLL-Patienten beschreiben. Prof.Dr.H. hat darauf
hingewiesen, dass das Auftreten solcher VerÃ¤nderungen bisher lediglich in
Tierversuchen getestet worden ist. Dabei sind jedoch vÃ¶llig andersartige
zytogenetische VerÃ¤nderungen beschrieben worden als die, die bei an CLL
Erkrankten bisher aufgedeckt worden sind. Die gefundenen zytogenetischen
VerÃ¤nderungen sind zwar fÃ¼r Verlauf und Prognose der CLL-Erkrankung relevant,
ihre biologische Bedeutung ist jedoch noch unklar. Das nach Auffassung des Senats
wichtigste Argument gegen die These von Prof.Dr. M. ist die Feststellung von
Prof.Dr.H. , dass viele der CLL-Patienten, bei denen zytogenetische VerÃ¤nderungen
festgestellt wurden, nachweislich keiner Strahlenexposition ausgesetzt waren.
Prof.Dr.M. schrÃ¤nkte seine These zuletzt im Ã�brigen dahingehend ein, es sei nicht
zweifelsfrei geklÃ¤rt, dass der Einfluss radioaktiver Strahlung auf das Genom fÃ¼r
die Entstehung einer CLL-Erkrankung nicht bedeutsam sei. Eine nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) fÃ¼r die Anwendbarkeit der Kann-
Versorgung zu fordernde "nachvollziehbare wissenschaftliche Lehrmeinung", welche
die RadiogenitÃ¤t von CLL bejaht, kann daraus nicht abgeleitet werden (vgl. BSG,
Urteile vom 12.12.1995 und 10.11.1993, 9 RV 17/94 und 9/9a RV 41/92 = SozR
3-3200, Â§ 81 Nrn.13 und 9). Der Senat ist vielmehr â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt
â�� auf Grund des derzeitigen wissenschaftlichen Meinungsstandes der
Ã�berzeugung, dass die CLL nicht radiogen ist und deshalb von der allgemeinen
Zustimmung zur Kann-Versorgung von Neoplasien der HÃ¤matopoese bzw. von
malignen Formen des myelodysplastischen Syndroms (AP Nr.122 Abs.6) nicht
erfasst wird.

Der Senat hat auch keinen Anlass gesehen, entsprechend dem Hilfsantrag der
KlÃ¤gerin noch vorhandenes Gewebematerial des Antragstellers einer
Untersuchung auf genetische VerÃ¤nderungen zuzufÃ¼hren. Selbst wenn eine
solche Untersuchung genetische VerÃ¤nderungen bestÃ¤tigen wÃ¼rde, kÃ¶nnten
daraus keine weiteren SchlÃ¼sse auf eine Verursachung der CLL durch radioaktive
Strahlung gezogen werden. So heiÃ�t es beispielsweise bei
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin (a.a.O. Nr.14.3.3) Ã¼ber die Entstehungsursachen
der CLL: "Ursache ist unklar. Festzustellen sind oftmals genetische Disposition und
eine Bevorzugung des mÃ¤nnlichen Geschlechts sowie des mittleren und hÃ¶heren
Lebensalters. Ein Einfluss von Umweltfaktoren wird diskutiert, ist aber nicht
gesichert. Verursachung durch ionisierende Strahlen ist nicht bekannt." Selbst wenn
sich somit nachtrÃ¤glich beim Antragsteller eine genetische Disposition fÃ¼r CLL
herausstellen sollte, kÃ¶nnte dies nicht â�� wie Prof.Dr.M. meint â�� als "gutes
Indiz" im Sinne eines relevanten Nachweises fÃ¼r einen Kausalzusammenhang
zwischen Strahlenbelastung und Erkrankung gewertet werden.
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Da weder Prof.Dr.M. noch Prof.Dr.H. aussagefÃ¤hige wissenschaftliche Studien
Ã¼ber fÃ¼r CLL bedeutsame genetische VerÃ¤nderungen nach Exposition
gegenÃ¼ber ionisierender Strahlung benennen konnten, bestand auch keine
Notwendigkeit, den Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirat beim BMGS bzw. den
Vorsitzenden der Radarkommission/PrÃ¤sidenten des Bundesamts fÃ¼r
Strahlenschutz diesbezÃ¼glich nach neuen Erkenntnissen zur StrahlensensibilitÃ¤t
der CLL zu fragen.

Die anfangs vom Antragsteller geltend gemachte Verursachung durch
hochfrequente Radarstrahlung war zuletzt nicht mehr streitgegenstÃ¤ndlich. Im
Ã�brigen ist ein derartiger Kausalzusammenhang zu verneinen, weil nach
allgemeiner medizinisch-wissenschaftlicher Lehrmeinung hochfrequente Strahlen
nicht geeignet sind, maligne Erkrankungen hervorzurufen; SchÃ¤den entstehen
nach derzeitigem Wissensstand nur bei hochgradiger Exposition in Form von
thermischen SchÃ¤den (AP 2004 Nr.143a Abs.2).

Auch die Diagnose der Erkrankung des Antragstellers als CLL war zuletzt nicht mehr
umstritten. Zwar war zu Beginn der Erkrankung Anfang 1984 im
Bundeswehrkrankenhaus M. nicht vollstÃ¤ndig klar, ob der Antragsteller etwa an
einem malignen Non-Hodgkin-Lymphom erkrankt war, das als radiogene
Erkrankung angesehen wird. Ab September 1987 (Arztbrief von Prof.Dr.T.) waren
sich die behandelnden Ã�rzte aber darÃ¼ber einig, dass es sich um eine CLL
handelte. Dies hat auch der vom Senat gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.H. in
seinem Gutachten vom 28.06.2004 bestÃ¤tigt. Er hat darauf hingewiesen, dass die
Erstdiagnose vom 27.12.1983 des StÃ¤dt.Krankenhauses M. mit initialem
Knochenmarkbefund und typischen Blutbild-VerÃ¤nderungen bereits fÃ¼r eine CLL
sprach. Auch die klinischen Symptome passten zu der Diagnose. Die Angabe eines
Morbus Hodgkin, die z.B. vom StÃ¤dt.Krankenhaus M. im Januar 1986 genannt
wurde, muss in Ã�bereinstimmung mit Prof.Dr.H. als Schreibfehler angesehen
werden. Auch Prof.Dr.M. bezweifelte die Diagnose "CLL" laut seinem Schreiben vom
August 2004 nicht.

Aus diesen GrÃ¼nden hatte die Berufung der KlÃ¤gerin keinen Erfolg. Sie war mit
der Kostenfolge der Â§Â§ 183, 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 29.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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